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Weitere Vorgehensweise zur Schaffung von Krippenplätzen 
 
Gemäß gemeinsamer Erklärung der Nds. Landesregierung und der Arbeitsgemeinschaft der 
kommunalen Spitzenverbände Niedersachsens vom 21.10.2008 soll in den jeweiligen Kommu-
nen bis zum Jahr 2013 im Hinblick auf Betreuungsangebote für Kinder unter 3 Jahren eine Ver-
sorgungsquote in Höhe von 35 % erreicht werden, wobei hiervon ca. 2/3 auf Krippenplätze und 
ca. 1/3 auf Tagespflegeplätze entfallen. Diese Erklärung basiert letztendlich aus dem im Rah-
men des "Krippengipfels" vom 02.04.2007 mit dem Bund angestrebten 35 %igen Ausbauziel. 
 
Ausgehend vom aktuellen Zeitpunkt (Stichtag 01.08.2010) sind für Helmstedt (einschl. 
Emmerstedt und Barmke) folgende Kinderzahlen zu verzeichnen: 
 

• 2 - 3 Jahre  176 Kinder 
• 1 - 2 Jahre  163 Kinder 
• 0 - 1 Jahre  177 Kinder 

Gesamt:  516 Kinder 
 
Problematisch ist in diesem Zusammenhang, dass für die Ermittlung der 35 %igen Versor-
gungsquote grundsätzlich alle Kinder im Alter von 0 bis 3 Jahren berücksichtigt werden, was 
zunächst zu einem Erfordernis von 121 Krippenplätzen führt. Der ab 2013 geltende Rechtsan-
spruch auf eine Betreuung wird sich jedoch nach derzeitigem Stand nur auf 1 bis 3 jährige Kin-
der beziehen, was unter Zugrundelegung der o.g. Kinderzahlen lediglich 80 Krippenplätze er-
fordert. 
 
Ausgehend vom derzeitigen Versorgungsstand: 
 

• Mütterzentrum:   15 Plätze 
• Ev.-luth. Kita St. Walpurgis:  15 Plätze 
• DRK, Streplingerode 4 (in Bau): 30 Plätze (voraussichtl. Fertigstellung: 11/2010) 
• DRK, Beek 1 (geplant):  15 Plätze (voraussichtl. Fertigstellung Frühjahr 2011) 
• Lebenshilfe, Batteriewall 7  12 Plätze 

Summe    87 Plätze 
 

ergibt sich somit ein Überangebot von 7 Krippenplätzen (ausgehend vom zukünftig beste-
henden Rechtsanspruch) oder ein Defizit von 34 Krippenplätzen (ausgehend von der fiktiven 
35 %igen Versorgungsquote). 
 
Als Anlage 1 ist dieser Bekanntgabe eine Aufstellung des Landkreises Helmstedt zur derzeit 
erreichten Versorgungsquote für unter Dreijährige beigefügt. Wie bereits anfänglich ausgeführt, 
soll der zukünftige Rechtsanspruch auf Betreuung für unter Dreijährige nicht nur über Krippen-
plätze, sondern zu einem Drittel auch über Tagespflegeplätze sichergestellt werden. Die Schaf-
fung dieser Betreuungsplätze liegt in der Zuständigkeit des Landkreises Helmstedt. Gemäß der 
Aufstellung des Landkreises existieren für Helmstedt derzeit 12 Tagespflegeplätze. Die in der 
Aufstellung aufgeführten Betreuungsplätze in altersübergreifenden Gruppen sollten bei dieser 
Betrachtung hinsichtlich der Bedarfsdeckung vernachlässigt bzw. nur hilfsweise berücksichtigt 
werden. Hierbei handelt es sich um Plätze in Regelkindergartengruppen, die ausnahmsweise 



schon Kindern ab der Vollendung des 2. Lebensjahres zur Verfügung gestellt werden – der 
Rechtsanspruch besteht jedoch bereits ab der Vollendung des 1. Lebensjahres. 
 
Hinweis: 
Die Differenzen zwischen den in dieser Bekanntgabe und den in der Aufstellung des Landkrei-
ses Helmstedt dargestellten Kinderzahlen haben ihre Ursache in unterschiedlichen Ermittlungs-
zeitpunkten. 
 
Grundsätzlich muss bei alledem ausdrücklich betont werden, dass sich die Kommunen seit der 
Einführung des ab dem 01.08.2013 geltenden Rechtsanspruchs in einer äußerst unklaren Si-
tuation befinden. So werden ab 2013 zwar ALLE 1 bis 3 jährigen Kinder einen Anspruch auf 
einen Betreuungsplatz haben, die Kommunen sollen jedoch bei der Schaffung der erforderli-
chen Krippenplätze von einer fiktiven Bedarfsquote von „nur“ 35 % ausgehen. Vor diesem Hin-
tergrund warnte der Deutsche Städtetag bereits in einer Pressemitteilung im Juli diesen Jahres 
davor, dass diese 35 %ige Betreuungsquote höchstwahrscheinlich nicht ausreichen werde, um 
den tatsächlichen Bedarf an Betreuungsplätzen zu decken (siehe Anlage 2). 
 
Angesichts dieser Problematik erscheint es aus unserer Sicht sinnvoll, den Bedarf an Krippen-
plätzen im Laufe des Jahres 2011– ggfs. auch durch Auswertung der jeweiligen Wartelisten - zu 
beobachten. Basierend auf diesen Erkenntnissen sollte dann in Abstimmung mit dem Landkreis 
als örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe der Krippenbedarf für die folgenden Jahre 
hochgerechnet werden. 
 
Sofern sich hierbei ein weiterer Bedarf an Krippenplätzen ergibt, sollte das Ziel darin bestehen, 
diese Plätze mit möglichst geringem Investitionsaufwand zu schaffen. Hierzu könnten zu gege-
bener Zeit alle Helmstedter Träger von Kindertagesstätten nach eventuell bestehenden Mög-
lichkeiten befragt werden, in deren vorhandenen Raumbeständen die Einrichtung weiterer Krip-
penplätze zu realisieren. Dies könnte z. B. geschehen durch: 
 

• Inanspruchnahme von „Leerräumen“ (sofern vorhanden) 
• Raumanmietungen durch die jeweiligen Träger 
• Mitnutzung kirchlicher Einrichtungen in z.B. benachbarten Gemeindehäusern 
• Nutzung von evtl. nicht benötigten Räumen in städtischen Gebäuden (z.B. Überprüfung 

der Grundschulaußenstelle Emmerstedt im Hinblick auf freie Raumkapazitäten). 
 
Auf diese Weise soll letztendlich vermieden werden, dass neue Krippengebäude mit hohem 
investivem Aufwand errichtet werden, die bei einer eventuell später eintretenden Veränderung 
der Bedarfszahlen nicht mehr benötigt werden und Kapital binden bzw. sich dann ggfs. die Fra-
ge hinsichtlich einer Ersatz(nach)nutzung der dann nicht mehr benötigten Krippengebäude 
stellt. Darüber hinaus böte eine solche Vorgehensweise den Vorteil, bedarfsgerecht reagieren 
zu können. Unter Zugrundelegung entsprechend kurzfristiger Verträge könnten nicht mehr be-
nötigte Krippenplätze ggfs. kurzfristig wieder abgestoßen werden. 
 
Ein weiterer Vorteil dieser Herangehensweise würde in der starken Einbindung von Trägern der 
freien Jugendhilfe bestehen, die konkrete Konzepte zur Realisierung weiterer Krippenplätze 
einreichen könnten. Damit würde darüber hinaus auch dem Grundsatz der Subsidiarität der 
öffentlichen Jugendhilfe im Verhältnis zur freien Jugendhilfe (§§ 4 Abs. 2, 74 SGB VIII) Rech-
nung getragen. 
 
Im Übrigen bleibt abzuwarten, ob und in welcher Form sich Bund und Länder im Hinblick auf 
eine Konkretisierung des Rechtsanspruches positionieren werden. 
 
Es wird um Kenntnisnahme gebeten. 
 
gez. Eisermann 
 
(Eisermann) 
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